
Aktenzeichen: 10 AZR 617/95 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Minden

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 17. April 1996
- 10 AZR 617/95 - •
Urteil vom 17.' August 1994
- 2 Ca 548/94 -
Urteil vom 12. Mai, 1995
- 5 Sa 1787/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

EntseheidungsStichwort:
Funktionszulage für teilzeitbeschäftigte Schreibkräfte

Gesetz: BAT §§ 22, 23 Zulagen; Anl, I a zum BAT, VergGr. VII, Proto­
kollnotiz Nr. 3 zu Abschn. N, Teilabschn, I; BeschFG § 2

*

Leitsatz:
Die in der Protokollnotiz Nr. 3 zur VergGr. VII geregelte Funktionszulage für Schreibkräfte an Textverarbeitungsauto­
maten steht teilzeitbeschäftigten Schreibkräften nur anteilig 
zu.
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10 AZR 617/95 
5 Sa 1787/94 Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
17. April 1996

Susdorf,Reg.-Sekretär
U r t e i l

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 17. April 1996 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr.h.c. Matthes, die Richter Hauck und
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Böck sowie die ehrenamtlichen Richter Walther und Staedtler 
für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 12. Mai 1995
- 5 Sa 1787/94 - wird zurückgewiesen.

2. Die Kosten der Revision trägt die Klägerin.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

f
Die Parteien streiten um die Frage, ob eine Zulage für Ange­

stellte mit Tätigkeiten an Textverarbeitungsautomaten auch an 
Teilzeitkräfte in voller Höhe zu zahlen ist.

Die Klägerin ist seit 1982 bei dem beklagten Land als Ver­
waltungsangestellte beschäftigt. Sie arbeitet als Schreibkraft 
beim Verwaltungsgericht M mit einer wöchentlichen Arbeits­
zeit von derzeit 19,25 Stunden. Auf das Arbeitsverhältnis der 
Parteien finden kraft arbeitsvertraglicher Vereinbarung der BAT 
und die ihn ergänzenden tariflichen Regelungen Anwendung. Die (
Klägerin ist eingruppiert in die VergGr. VII des Teils II,
Abschn. N, Teilabschn. I der Anl. 1 a zum BAT (Bund/Länder).

Seit dem 15. November 1993 arbeitet die Klägerin während 
ihrer gesamten Arbeitszeit an einem Textverarbeitungsautomaten.
Sie erhält für diese Tätigkeit - entsprechend dem Umfang ihrer 
täglichen Arbeitszeit - lediglich die Hälfte der dafür tariflich 
vorgesehenen FunktionsZulage.
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Die entsprechende tarifliche Regelung findet sich in der 
Protokollnotiz Nr. 3 zu Abschn. N, Teilabschn. I, auf die die 
VergGr. VII Bezug nimmt. Darin heißt es:

"Vollbeschäftigte Angestellte, die mit mindestens 
einem Drittel der regelmäßigen Arbeitszeit im 
Sinne des § 15 Abs. 1 ,.. Textverarbeitungsauto- 
maten bedienen und hierbei vollwertige Leistungen 
erbringen, erhalten für die Dauer dieser Tätig­
keit eine monatliche FunktionsZulage in Höhe von 
8 v.H. der Anfangsgrundvergütung der VergGr. VII. 
... Die FunktionsZulage gilt bei der Bemessung 
des Sterbegeldes (§ 41) und des Übergangsgeldes 
(§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung und 
wird nur neben der Vergütung nach VergGr. VII ge­
zahlt. Sie ist nur für Zeiträume zu zahlen, für 
die Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezü­
ge zustehen; § 36 Abs. 2 gilt entsprechend."

Die Tarifgemeinschaft der Länder hat die Arbeitgeber ermäch­
tigt, diese tarifliche Regelung auch auf Teilzeitkräfte anzuwen­
den. Von dieser Ermächtigung hat das beklagte Land durch gemein­
samen Runderlaß seines Finanz- und seines Innenministers vom 
11. März 1994 Gebrauch gemacht und dabei bestimmt, daß diese 
FunktionsZulage an Teilzeitkräfte gern. § 34 BAT nur in einer der 
vereinbarten Arbeitszeit entsprechenden anteiligen Höhe gezahlt 
wird.

Die Klägerin ist der Ansicht, die nur anteilige Gewährung 
der FunktionsZulage verstoße gegen § 2 BeschFG. Sie erfülle die 
Voraussetzungen für die Gewährung der vollen Zulage, die derzeit 
151,86 DM monatlich betrage. Bei der Funktionszulage handele es 
sich in Wahrheit um eine Erschwerniszulage.
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Die Klägerin hat die Verurteilung des beklagten Landes zur 
Zahlung der vollen Erschwerniszulage nebst Zinsen bis einschließ­
lich August 1994 und für die Zeit danach die Feststellung der 
Verpflichtung des beklagten Landes beantragt, ihr auch künftig 
die volle FunktionsZulage zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
vertritt die Ansicht, daß die FunktionsZulage keine Erschwernis­
zulage sei, so daß sie - wie in dem Erlaß geregelt - an Teilzeit­
kräfte nur anteilig zu zahlen sei.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin 
ihre Klageanträge weiter, während das beklagte Land um Zurückwei­
sung der Revision bittet.

E n t s c h e i d n n g s q r a n d e  :

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Die Klägerin 
kann nicht verlangen, daß ihr die strittige FunktionsZulage in 
voller Höhe gewährt wird.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung damit be­
gründet, daß die strittige Zulage nicht für eine Erschwernis, 
sondern für eine besondere Funktion der an Textverarbeitungsauto' 
maten beschäftigten Mitarbeiter gezahlt wird. Sie stelle eine 
Vergütung für eine höherwertige Tätigkeit dar, die als solche
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entsprechend der vereinbarten Arbeitszeit nur anteilig zu zahlen 
sei.

Diese Begründung läßt einen Rechtsfehler nicht erkennen.

II. Die Funktionszulage nach der Protokollnotiz Nr. 3 stellt 
eine zusätzliche Vergütung für die Arbeit an Textverarbeitungs- 
automaten dar und ist keine Erschwerniszulage. Sie ist daher 
- ebenso wie die Grundvergütung - an Teilzeitkräfte nur in einer 
der vereinbarten Arbeitszeit entsprechenden Höhe zu zahlen. Die 
Zahlung von Arbeitsentgelt, dessen Höhe sich nach der Dauer der 
vereinbarten Arbeitszeit bemißt, verstößt - wie das Landesar­
beitsgericht zutreffend ausgeführt hat - weder gegen § 2 BeschFG 
noch gegen § 612 Abs. 3 BGB, selbst wenn die an den Textverarbei­
tungsautomaten beschäftigten Teilzeitangestellten überwiegend 
Frauen sein sollten.

1. Die Protokollnotiz bezeichnet die strittige Zulage ausdrück­
lich als Funktionszulage. Schon nach allgemeinem Sprachgebrauch 
und auch nach dem der Tarifvertragsparteien wird jedoch eine Zu­
lage, die eine besondere Erschwernis abgelten soll, regelmäßig 
nicht als Funktionszulage bezeichnet. Zwar kann eine bestimmte 
Funktion auch beinhalten, daß die dabei zu verrichtende Arbeit 
"schwerer" i.S. von schwieriger ist; das stellt jedoch keine Er­
schwernis der Arbeit dar, für die eine Erschwerniszulage in Be­
tracht käme. Eine Erschwernis, die eine Erschwerniszulage begrün­
den kann, wird vielmehr durch die äußeren Umstände begründet, 
unter denen die Arbeit zu leisten ist. Eine Funktionszulage ist

-  6 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

danach Arbeitsentgelt für die Verrichtung von Arbeit in einer be­
stimmten Funktion.

2. Daß auch der in Nr. 3 der Protokollnotiz verwendete Begriff 
der FunktionsZulage in diesem Sinne als Arbeitsentgelt zu verste­
hen ist, ergibt sich auch aus dem Gesamtzusammenhang der tarifli­
chen Regelung. Danach ist die FunktionsZulage auch bei der Be­
rechnung des Sterbe- und Übergangsgeldes mitzuberücksichtigen und 
wird die Zulage auch für Zeiten des Urlaubs und der Arbeitsunfä­
higkeit gewährt, wenn und solange für diese Zeiten die Grundver­
gütung fortzuzahlen ist. Erschwerniszulagen sind hingegen regel­
mäßig nur für die Zeiten zu zahlen, in denen die entsprechende 
Erschwernis tatsächlich gegeben war. Das gilt grundsätzlich auch 
dann, wenn die Zulage pauschaliert ist. Der Senat hat daher in 
seiner Entscheidung vom 7. Februar 1996 (- 10 AZR 203/94 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen) auch darauf hinge­
wiesen, daß Bedenken dahin bestehen, die Wechselschichtzulage 
nach § 33 a BAT als eine Zulage anzusehen, die für Zeiten des Ur­
laubs und der Arbeitsunfähigkeit fortzuzahlen ist.

Die FunktionsZulage nach Nr. 3 der Protokollnotiz wird wei­
ter nur neben der Vergütung der VergGr. VII gezahlt, nicht aber 
auch an Angestellte in einer höheren Vergütungsgruppe, auch wenn 
sie in gleichem Umfang an Textverarbeitungsautomaten arbeiten.
Das entspricht auch der Entscheidung des Senats vom 13. Oktober 
1993 (- 10 AZR 357/92 - AP Nr. 8 zu §§ 22, 23 BAT Zulagen) nach 
der die Zulage entfällt, wenn der Angestellte im Wege des Bewäh­
rungsaufstiegs in eine höhere Vergütungsgruppe aufrückt, obwohl 
er nach wie vor in gleichem Umfang an Textverarbeitungsautomaten
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arbeitet. Aus alldem wird deutlich, daß die Funktionszulage eine 
Vergütung darstellt für eine herausgehobene Tätigkeit, die den 
Tätigkeitsmerkmalen der nächst höheren Vergütungsgruppe noch 
nicht entspricht, mit der Grundvergütung der innegehabten Vergü­
tungsgruppe jedoch nicht angemessen bezahlt ist.

3. Das Landesarbeitsgericht hat auch darauf verwiesen, daß die 
Höhe der Funktionszulage sich nicht an der Dauer der Arbeit an 
Textverarbeitungsautomaten orientiert, vielmehr nur eine Mindest­
dauer voraussetzt. Wäre eine Erschwerniszulage gewollt gewesen, 
hätte diese nach der Dauer der Tätigkeit, mit der auch die Be­
schwer wächst, gestaffelt sein müssen. Als zusätzliches Indiz für 
den Entgeltcharakter der FunktionsZulage kann diese Überlegung 
gewertet werden, auch wenn es den Tarifvertragsparteien frei­
steht, echte Erschwerniszulagen zu pauschalieren und nur an eine 
Mindesterschwernis zu knüpfen,

4. Das Landesarbeitsgericht hat Auskünfte der Tarifvertragspar­
teien über den Sinn und Zweck der FunktionsZulage der Nr. 3 der 
Protokollnotiz eingeholt. Der Bundesminister des Inneren hat dar­
auf u.a. geantwortet, daß seinerzeit - 1969 - die Tätigkeit an 
Textverarbeitungsautomaten auch als zusätzliche Belastung hin­
sichtlich Konzentration und technischen Sachverstandes und in er­
gonomischer Hinsicht angesehen worden sei, die mit der Zulage ab­
gegolten werden sollte. Eine solche etwa damals bei allen Tarif­
vertragsparteien bestehende Absicht kann jedoch bei der Auslegung 
eines Tarifvertrages nur dann berücksichtigt werden, wenn diese 
Vorstellung im Tarifwortlaut und im Zusammenhang der tariflichen 
Regelung noch einen Niederschlag gefunden hat (BAG Urteile vom
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30. September 1971 - 5 AZR 123/71 - AP Nr. 121 zu § 1 TVG Ausle­
gung; vom 25. November 1987 - 4 AZR 403/87 - AP Nr. 18 zu § 1 TVG 
Auslösung; vom 23. Februar 1994 - 4 AZR 224/93 - AP Nr. 2 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Kirchen). Das aber ist - wie dargelegt - nicht 
der Fall.

5. Die Klägerin hat geltend gemacht, es spreche viel dafür, daß 
mit der Zulage nach Nr. 3 der Protokollnotiz insbesondere die 
Schulungswilligkeit und Schulungsbereitschaft der Mitarbeiter für 
eine Arbeit an Textautomaten habe gefördert werden sollen. Der 
effektive Einsatz der damals neuen Textverarbeitungsautomaten 
habe wesentlich von der Akzeptanz der Mitarbeiter abgehangen. 
Welche Gründe letztlich maßgebend gewesen seien, könne heute 
nicht mehr festgestellt werden. Das aber gehe zu Lasten des be­
klagten Landes, das darlegungs- und beweispflichtig dafür sei, 
daß solche Gründe maßgebend gewesen seien, die eine unterschied­
liche Behandlung von Vollzeit- und Teilzeitkräften rechtfertigen 
könnten.

Dieser Einwand der Revision ist nicht begründet. Zutreffend 
ist, daß die sachliche Rechtfertigung einer Differenzierung sich 
u.a. aus dem Zweck einer Leistung ergibt. Der Senat hat jedoch 
wiederholt ausgesprochen, daß der Zweck einer Leistung sich nicht 
aus der Motivation des Leistenden ergibt, sondern aus den in der 
Regelung selbst normierten Voraussetzungen (Ausschluß- und Kür­
zungstatbeständen) . Liegt eine solche Regelung - wie hier die 
Protokollnotiz Nr. 3 - vor, ist dieser - ggfs, im Wege der Ausle­
gung -, der Zweck der Leistung zu entnehmen. Eines Beweises be­
darf der Zweck nicht (Urteile des Senats vom 5. August 1992
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- 10 AZR 88/90 vom 24. März 1993 - 10 AZR 160/92 - und vom 
16. März 1994 - 10 AZR 669/92 - AP Nr. 143, 152 und 162 zu § 611 
BGB Gratifikation).

Im übrigen kann gerade die Schulungswilligkeit und Schu­
lungsbereitschaft der Mitarbeiter und die Akzeptanz neuer techni­
scher Einrichtungen ebensogut durch die Erhöhung der Vergütung 
durch eine Funktionszulage wie durch eine Erschwerniszulage ge­
fördert werden.

6. Soweit die Klägerin schließlich geltend macht, sie arbeite 
länger an einem Textverarbeitungsautomaten als manche vollzeitbe­
schäftigten Angestellten, die die volle Zulage schon dann erhiel­
ten, wenn sie nur 1/3 der regelmäßigen Wochenarbeitszeit an Text­
verarbeitungsautomaten beschäftigt seien, führt dies zu keiner 
anderen Beurteilung. Es entspricht der in dem Aufbau der einzel­
nen Vergütungsgruppen zum Ausdruck gekommenen VergütungsStruktur 
des öffentlichen Dienstes, daß die eine Eingruppierung begründen­
de Tätigkeit nur während eines bestimmten Anteils der regelmäßi­
gen Arbeitszeit ausgeführt werden muß. Wird dieser Anteil er­
reicht, ist die Vergütung dieser Vergütungsgruppe zu zahlen, un­
abhängig davon, in welchem Umfang diese Arbeit über den erforder­
lichen Anteil hinaus geleistet wird. Es kann daher durchaus der 
Fall sein, daß ein teilzeitbeschäftigter Angestellter während 
seiner reduzierten Arbeitszeit insgesamt mehr der seine Eingrup­
pierung begründenden Tätigkeiten ausübt als ein vollzeitbeschäf­
tigter Angestellter in derselben Vergütungsgruppe. Gleichwohl er­
hält er für seine Teilzeittätigkeit nur die anteilige Grundvergü­
tung dieser Vergütungsgruppe.
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Nach allem steht der Klägerin die Funktionszulage nur antei­
lig entsprechend ihrer reduzierten Arbeitszeit zu. Die Vorinstan­
zen haben daher die Klage zu Recht abgewiesen. Die Revision der 
Klägerin war zurückzuweisen.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Matthes
Walther

Hauck Böck
Staedtler
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